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HINWEISE

Bürgerrechtsregelung: erste Etappe Anfang Juli in Kraft

Der Bundesrat hat die revidierte Bürgerrechtsregelung für Kinder mit einem
schweizerischen Elternteil auf den 1. Juli 1985 in Kraft gesetzt. Damit erwerben
Kinder von Schweizerinnen, die nach diesem Datum geboren werden, mit der
Geburt automatisch das Schweizer Bürgerrecht. Für Kinder, die nach dem
31. Dezember 1952 zur Welt gekommen sind, gilt eine dreijährige Übergangsfrist,

während der die Anerkennung als Schweizerbürger beantragt werden
kann. Nach der neuen Regelung des Bürgerrechts für Kinder eines schweizerischen

Elternteils sollen in einer zweiten Etappe zur Revision des
Bürgerrechtsgesetzes namentlich noch die Bestimmungen über das Bürgerrecht der
Ehegatten geändert werden. Entsprechende Vorschläge gehen nach Auskunft
des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements (EJPD) in der zweiten
Jahreshälfte 1986 in die Vernehmlassung.

Gemäss den Anfang Juli 1985 in Kraft tretenden neuen Bestimmungen
erwerben Kinder das Schweizer Bürgerrecht automatisch, sofern die Mutter
durch Geburt, Adoption oder Einbürgerung Schweizerin ist. Mit der Revision
wird eine Ungleichheit behoben: Im Zuge der Kindsrechtsrevision von 1976

hatten Kinder einer Schweizerin und eines Ausländers das Schweizer Bürgerrecht

nur unter der doppelten Bedingung erhalten, dass ihre Mutter Schweizerin

durch Abstammung war und die Eltern zum Zeitpunkt der Geburt in der
Schweiz wohnten.

Eine Ausnahme vom Grundsatz des automatischen Bürgerrechtserwerbs
gibt es, wenn die Mutter ihr Schweizer Bürgerrecht durch Heirat erworben hat
und das Kind aus einer nachfolgenden Ehe mit einem Ausländer stammt.
Diese Kinder können das Schweizer Bürgerrecht nur dann mit der Geburt
erwerben, wenn sie sonst staatenlos würden. Unter gewissen Voraussetzungen
und bei enger Beziehung zur Schweiz besteht immerhin die Möglichkeit einer
erleichterten Einbürgerung.

Im Ausland geborene Doppelbürger werden in Zukunft das Schweizer
Bürgerrecht mit der Vollendung des 22. Altersjahres verlieren, wenn sie nicht
bis dahin einer schweizerischen Behörde im In- oder Ausland gemeldet
worden sind. Bisher verwirkten sie das Schweizer Bürgerrecht erst in der zweiten

Generation. Eine Übergangsregelung gilt für diejenigen, die am 1. Juli
1985 mehr als 22 Jahre alt sind oder innert dreier Jahre das 22. Altersjahr
vollenden. Sie haben bis zum 30. Juli 1988 Zeit, um sich bei einer schweizerischen
Behörde zu melden. sda
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